
Brandes genügend aufzuklären. So haben sie durch 
ihre Fahrlässigkeit nicht nur ihre eigene gute Arbeit, 
sondern auch die Arbeit vieler Neubauern zunichte ge­
macht und damit unserer Volkswirtschaft einen er­
heblichen Schaden zugefügt. Der Schaden in Geld um­
gerechnet beträgt etwa 30 000,— DM. Die Zahl der 
Brandstiftungen, auch hier im Kreise S., hat erheb­
lich zugenommen. Das Gericht ist bei der Straf­
zumessung daher davon ausgegangen, daß die Brand­
stiftungen eine schwere Gefahr für die Erfüllung 
unserer Pläne darstellen und daß die Urteile in Brand­
sachen mit dazu beitragen müssen, daß die Bevölke­
rung endlich Schluß macht mit der bisherigen Sorg­
losigkeit auf diesem Gebiet.

Grundsätze für die Strafzumessung in der anti­
faschistisch-demokratischen Ordnung.

KG, Beschl. vom 9. April 1951 — 1 Ss 27/51.
Aus den G r ü n d e n :

Die Strafzumessungsgründe des angefochtenen Ur­
teils lassen einen Rechtsfehler nicht erkennen. Die 
Strafkammer hat bei der Ermittlung das Strafmaß 
mit zutreffender Begründung die gesellschaftliche Ge­
fährlichkeit des Angeklagten in den Vordergrund ge­
stellt. Wirksamer Schutz und die Förderung des sitt­
lichen und körperlichen Wohls unserer Jugend ist eine 
wesentliche Aufgabe in unserer gesellschaftlichen Ent­
wicklung und daher zum Gegenstand eines besonderen 
Gesetzes, das dem Schutz der Jugend dient, gemacht 
worden. Es unterliegt daher keinen rechtlichen Be­
denken, wenn die Strafkammer mit Rücksicht auf den 
gesellschaftlichen Schaden, den der Angeklagte als 
Erzieher und Lehrer unserer Jugend verursachte, die 
in der Person des Angeklagten liegenden Entschuldi­
gungsgründe nicht als ausreichend angesehen hat, die 
Annahme mildernder Umstände zu rechtfertigen. Die 
Revision irrt, wenn sie meint, es sei ein Rechtsfehler 
der Strafzumessungsgründe, daß die Strafkammer bei 
der Strafzumessung die objektive Gesellschaftsschäd­
lichkeit gegenüber den subjektiv-individuellen Ent­
schuldigungsgründen in erster Linie bewertet habe. 
Aus dem Zweck des Strafrechts und der Strafe, die 
antifaschistisch-demokratische Ordnung, den demokra­
tischen Staat zu schützen, seine Aufgaben zu unter­
stützen und zu fördern, folgt, daß die Bemessung der 
Strafe in erster Linie die Sozialwidrigkeit der Tat 
berücksichtigen muß.

§ 401 StPO; NotVO vom 14. Juni 1932 (Kap. I Art. 2 § 1)
Hat die Staatsanwaltschaft gegen ein Urteil des Schöf­

fengerichts Berufung eingelegt, so kann der Nebenkläger 
nicht mehr Revision gegen das Berufungsurteil einlegen.

OLG Halle, Urt. vom 18. April 1950 — Ss 183/50.
G r ü n d e :

Durch Urteil des Schöffengerichts wurde der Ange­
klagte wegen fahrlässiger Transportgefährdung in Tat­
einheit mit fahrlässiger Tötung und fahrlässiger Kör­
perverletzung zu drei Monaten Gefängnis verurteilt. 
Gegen dieses Urteil hatte sowohl der Angeklagte als 
auch die Staatsanwaltschaft rechtzeitig Berufung ein­
gelegt. Durch Urteil der Großen Strafkammer des 
Landgerichts wurde die Berufung der Staatsanwalt­
schaft, soweit sie den Angeklagten F. betraf, verwor­
fen. Auf die Berufung des Angeklagten F. hin wurde 
dieser Angeklagte auf Kosten der Staatskasse freige­
sprochen. Gegen dieses Urteil hat der Arbeitsschutz­
inspektor beim Amt für Arbeit und Sozialfürsorge in
K., der sich dem Verfahren auf Grund von § 3 der 
Verordnung vom 27. Juli 1949 (ZVOB1. S. 554) als 
Nebenkläger angeschlossen hat, gemäß §§ 333 und 401 
StPO Revision eingelegt. Die Revision ist unzulässig.

Nach § 397 StPO hat der Nebenkläger nach erfolg­
tem Anschluß die Rechte des Privatklägers. Nach § 390 
Abs. 1 Satz 1 StPO stehen dem Privatkläger vor­
behaltlich der hier nicht in Betracht kommenden Be­
stimmungen des § 313 die Rechtsmittel zu, welche in 
dem Verfahren auf erhobene öffentliche Klage der 
Staatsanwaltschaft zustehen. Hieraus folgt, daß dem 
Nebenkläger, ebenso wie dem Privatkläger, ein Rechts­
mittel versagt ist, wenn auch der Staatsanwalt­
schaft ein solches Rechtsmittel nicht zusteht, mit ande­

ren Worten, der Nebenkläger und der Privatkläger 
können nicht mehr Rechte hinsichtlich der Einlegung 
von Rechtsmittel haben als die Staatsanwaltschaft. Im 
vorliegenden Falle hatte die Staatsanwaltschaft gegen 
das schöffengerichtliche Urteil Berufung eingelegt. Ge­
mäß Kap. I Art. 2 § 1 der Verordnung vom 14. Juni 
1932 sind aber die Rechtsmittel in Strafsachen, die 
zur Zuständigkeit der Amtsgerichte gehören, wie folgt 
beschränkt worden:

„Gegen die Urteile des Amtsrichters und des Schöf­
fengerichts findet, vorbehaltlich der Bestimmung 
des § 313 StPO, nach Wahl des Berechtigten die 
Berufung an das Landgericht o d e r  die Revision 
an das Oberlandesgericht statt. Wer Berufung ein­
gelegt hatte, darf nicht mehr Revision gegen das 
Berufungsurteil einlegen.“

Aus dieser Bestimmung ergibt sich, daß die Staatsan­
waltschaft im vorliegenden Falle nicht mehr die Mög­
lichkeit hatte, Revision einzulegen, da sie sich für die 
Berufungseinlegung entschieden hatte. Der Staatsan­
waltschaft war also die Möglichkeit genommen, im vor­
liegenden Falle. Revision einzulegen. Da nun, wie be­
reits dargelegt, der Privat- bzw. Nebenkläger hinsicht­
lich der Einlegung von Rechtsmitteln nicht mehr Rechte 
als die Staatsanwaltschaft haben darf, folgt hieraus 
zwangsläufig, daß in den Fällen, in denen der Staats­
anwaltschaft die Revision nicht zusteht, auch der 
Nebenkläger nicht Revision einlegen kann.

Dieser Rechtsauffassung steht auch der § 401 StPO, 
der besagt: „Der Rechtsmittel kann sich der Neben­
kläger unabhängig von der Staatsanwaltschaft be­
dienen“, nicht entgegen. Der § 401 StPO will nicht 
die Rechte des Nebenklägers über das zulässige Maß 
hinaus ausweiten, sondern will lediglich besagen, daß 
in den Fällen, in denen für die Staatsanwaltschaft ein 
Rechtsmittel zulässig ist, diese Rechtsmittel vorbehalt­
lich der im § 399 StPO bestimmten Ausnahmen auch 
für den Nebenkläger gegeben ist, auch wenn die Staats­
anwaltschaft von einem an sich zulässigen Rechtsmittel 
etwa keinen Gebrauch gemacht oder die Rechtsmittel­
frist versäumt hat. Wollte man den § 401 StPO dahin 
auslegen, daß er auch diejenigen Fälle umfasse, in 
denen die Staatsanwaltschaft die Rechtsmittel nach der 
Notverordnung vom 14. Juni 1932 durch Einlegung der 
Berufung verbraucht hat, so käme man zu dem sicher 
vom Gesetzgeber nicht gewollten Ergebnis, daß einem 
Angeklagten zwar nur ein Rechtsmittel, nämlich ent­
weder das Rechtsmittel der Berufung oder das der 
Revision zustehen würde, während den Trägern des 
Strafanspruches (der Staatsanwaltschaft und dem 
Nebenkläger) im praktischen Ergebnis zwei Rechts­
mittel zur Verfügung stünden, mit anderen Worten: 
der Angeklagte wäre in der Rechtsmitteleinlegung 
gegenüber den staatlichen Hoheitsträgern, die berech­
tigt sind, den Strafanspruch geltend zu machen, in 
einer nicht zu vertretenden Weise benachteiligt. Dies 
kann nicht im Sinne des Gesetzgebers gelegen haben.

Die Revision des Nebenklägers mußte daher als un­
zulässig verworfen werden.

öffentliches Recht
Art. XII b WG; § 6 Berliner WO.
Die Feststellung einer Wohnung als Doppelwohnung 

erfolgt unabhängig von vertraglichen Vereinbarungen.
Hauptschiedsstelle für Wohn- und Geschäftsräume 

beim Magistrat von Groß-Berlin, Beschl. vom 20. April 
1951 — 2/16/51.

Aus den G r ü n d e n :
Die Wohnungsämter sind bei der Feststellung, ob 

Doppelwohnungen vorliegen, nicht an vertragliche Ver­
einbarungen des Inhabers gebunden. Sie haben ledig­
lich zu untersuchen, ob nach den Bestimmungen des WG 
bzw. der Berliner WO (Art. XII b und §§ 6, 7 Ber­
liner WO) mehrere selbständige Wohnungen vorhan­
den sind. Das ist in der vorliegenden Wohnungsstreit­
sache unzweifelhaft der Fall. Ursprünglich war der 
im Erdgeschoß liegende Laden mit der anschließenden 
Wohnung eine Einheit für sich, ebenso die Wohnung 
im Obergeschoß. Daß beide Wohnungseinheiten seit 
1918 auf Grund eines einheitlichen Mietvertrages ge­
nutzt werden, ist unwesentlich.

(Mitgeteilt von Dr. Monath-Hartz, Berlin)
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